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Drucksache Vl/2104 


Der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft 

0104-6-5/71 


Bonn, den 19. April 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Finanzierung von Hochschulen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Baron von Wrangel, 
Bremer, Frau Tübler und Genossen 
- Drucksache VI/2042 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 

1. Wie ist die bisherige Finanzierungspraxis des Bundes beim Aus- 
und Neubau von Hochschulen durch den Bund? 

Nach § 12 Abs. 1 des Hochschulbauförderungsgesetzes (HBFG) 
erstattet der Bund vorbehaltlich der Bereitstellung der Mittel im 
Bundeshaushaltsplan aufgrund der Abrechnungen für die ein- 
zelnen Vorhaben dem jeweiligen Land die Hälfte der nach Maß- 
gabe des Rahmenplans bzw. in der augenblicklichen Übergangs- 
zeit bis zum Beginn der Laufzeit des ersten Rahmenplans nach 
Maßgabe der Empfehlungen des Wissenschaftsrates entstan- 
denen Ausgaben. Bis zur voraussichtlichen Höhe des Erstat- 
tungsbetrages leistet der Bund entsprechend dem Stand der 
Maßnahmen und den bereitgestellten Haushaltsmitteln Voraus- 
zahlungen an das Land (§ 12 Abs. 2 Satz 1 HBFG). 

Eine kontinuierliche Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe Hoch- 
schulbau setzt auf kontinuierlich annähernd gleich hohe finan- 
zielle Leistungen der Partner voraus; für einzelne Bauvorhaben 
oder für den Bereich einer Universität wird allerdings auch 
künftig zu bestimmten Stichtagen ein unausgeglichener Finan- 
zierungsstand wegen der praktischen Notwendigkeiten gele- 
gentlich unvermeidbar sein. Es wird aber darauf geachtet, daß 
auf einen Zeitraum von mehreren Jahren gesehen auf der für 
die Finanzierungsbeteiligung maßgeblichen Landesebene eine 
ausgeglichene Belastung beider Partner eintritt. In diesem Sinne 
hat sich der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft am 
19. März 1971 in Lübeck geäußert. Die den Fragen vorangestellte 
Darstellung trifft also in der wiedergegebenen Form nicht zu. 

Eine Ausnahme vom Grundsatz der möglichst gleichmäßig fort- 
schreitenden anteiligen Finanzierung ist nur bei dem von der 
Bundesregierung angeregten „Schnellbauprogramm 1970/71" ge- 
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macht worden. Um vor allem zur Bekämpfung des numerus 
clausus einen besonderen Anreiz zur Schaffung zusätzlicher 
Arbeitsplätze für Studenten über die bestehenden Planungen 
hinaus zu schaffen, hatte sich die Bundesregierung hier bereit 
erklärt, erforderlichenfalls zunächst ihren Anteil vorab voll zu 
erbringen. 


2. Hat die Bundesregierung bisher Vorfinanzierungen von Hoch- 
schulbaumaßnahmen bis zu einer Höhe von 50 ®/o ihres Anteils 
vorgenommen? 

„Vorfinanzierungen"' von Hochschulbauvorhaben bis zu einer 
Höhe von 50 vom Hundert des Bundesanteils - das sind 25 vom 
Hundert der Gesamtkosten - sind öfter geleistet worden. 

Darüber hinaus gibt es Fälle, und ich nehme an, daß die Frage 
sich auf diese beziehen soll, in denen annähernd der volle Bun- 
desanteil zunächst allein erbracht worden ist. 

So hat der Bund für drei Schnellbauvorhaben in Kiel mit Kosten 
von insgesamt rund 20 Mio DM 1970/71 über 8,8 Mio DM 
erbracht bzw. zugesagt gegenüber Landesleistungen von rd. 
3 Mio DM in diesem Zeitraum. Auch außerhalb des Schnellbau- 
programms sind oft erheblich mehr Bundes- als Landesmittel 
eingesetzt bzw. vorgesehen worden, z. B. für das Biologische 
Zentrum Kiel bis einschließlich 1971 5,2 Mio DM vom Bund 
und rd. 1,8 Mio DM vom Land. 

Im Rahmen des Schnellbauprogramms 1970/71 seien aus anderen 
Ländern als Beispielsfälle, in denen 1970 allein der Bund Lei- 
stungen erbracht hat, noch erwähnt: 

Institute für Mathematik und Theoretische Physik 


der Universität München mit . . . . . 5,0 Mio DM, 

Naturwissenschaftlich-medizinisches Aufbau- 
und Verfügungsgebäude der Universität 

Regensburg mit 6,0 Mio DM, 

Institutsgebäude Mathematik II der Universität 

Saarbrücken mit 2,1 Mio DM. 


Nach dem augenblicklichen Stand der Finanzierungsübersicht 
wird der Bund in allen diesen Fällen seine höchstmögliche 
Beteiligung von 50 vom Hundert der Gesamtkosten 1971 er- 
reichen, ohne daß das Land zuvor nennenswerte eigene Beträge 
erbracht haben wird. 


3. Trifft es zu, daß die Bundesregierung durch den Parlamen- 
tarischen Staatssekretär im Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft dem Bremer Senat für Baumaßnahmen der Univer- 
sität Bremen eine Vorfinanzierung des Bundesanteils von 50 Vo 
zugesagt hat? 

Zur „Vorfinanzierung" in Bremen hat sich der Unterzeichner im 
Zusammenhang mit Gesprächen über das Schnellbauprogramm 
geäußert. Oben zu Frage 1 am Ende ist bereits ausgeführt, daß 
insoweit für alle Länder eine besondere Lage gegeben war. 
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Allerdings ist die Medizinische Akademie Lübeck von der Lan- 
desregierung nicht in das Schnellbauprogramm einbezogen 
worden. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung diese offensichtliche Un- 
gleichbehandlung einer Hochschulneugründung im Zonenrand- 
gebiet? 

Bei dieser Sachlage kann von einer „Ungleichbehandlung" der 
Medizinischen Akademie Lübeck im Vergleich zur Universität 
Bremen nicht die Rede sein. Vom Lande waren für 1970 im 
übrigen kein größeres Ausbauvolumen und daher auch keine 
höheren Bundesmittel vorgesehen. 

Das günstigere Finanzierungsangebot der Bundesregierung im 
Rahmen des Schnellbauprogramms hätte bei den gegebenen ver- 
fassungsrechtlichen Voraussetzungen nur aufgrund entsprechen- 
der Anträge der Landesregierung von Schleswig-Holstein wirk- 
sam werden können. Die Landesregierung hat aber für die 
Medizinische Akademie Lübeck zum Schnellbauprogramm kei- 
nen Antrag gestellt und übrigens auch für Kiel die bestehenden 
Möglichkeiten nur zurückhaltend genutzt. 

In Vertretung 
Dr. von Dohnanyi 

Parlamentarischer Staatssekretär 
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